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Kollektive Strukturen sind nicht gerade in Mode.
Urbane IndividualistInnen gibt es dagegen viele in
der Stadt.  Und nicht wenige sind dies derar t
bewusst, dass sie über kollektive Strukturen gele-
gentlich auch öffentlich die Nase rümpfen.
„Wagenburghippies“, ewige Plena, besetzte Häu-
ser, Politgruppen und Zeitschriftenkollektive schei-
nen, auch wenn unbestreitbar Teil der Gegenwar t,
der verlängerten Vergangenheit anzugehören, erst
recht natürlich Kommunen, gar auf  dem Lande. Auch
haftet Kollektiven etwas Beängstigendes an, sie stel-
len schon begrifflich unsere Unabhängigkeit in Fra-
ge, man empfindet die Sorge, in ihnen aufzugehen
und unsichtbar zu werden. Unterstellt werden Kol-
lektiven unsichtbare Machtstrukturen, die den ei-
genen Idealen widersprechen. Nicht zuletzt er-
schreckt man vielleicht vor der Verbindung (und ih-
rer Verbindlichkeit) mit anderen Menschen.

Urbane IndividualistInnen bevorzugen den Be-
griff  des Netzwerkes, um die kollektiven Struk-
turen zu beschreiben, in denen sie sich bewe-
gen.
Bewegen wohlgemerkt, denn um zu handeln, kol-
lektiv zu handeln, dazu reichen die Netzwerk-
strukturen natür l ich nicht aus. Als der
Informationstechnologie entliehene Metapher
beschreibt das soziale Netzwerk gut die
Informationsverbreitung und damit die Kommu-
nikation zwischen voneinander unabhängigen
Menschen.  Doch trotz allen Hypes des Begrif-
fes, auch unter denen, die eine kritische Distanz
zu den herrschenden Diskursen zum Gegen-
stand ihrer Identität machen, Netzwerke sind in
einem materiellen Sinne unproduktiv.
Oder glaubt jemand, ein Haus lasse sich im Netz-
werk bauen oder eine Straßenbahnlinie oder gar
eine funktionierende Steuerverwaltung?

Ja, sagen die Netzwerk-Jünger und meinen, dass
im Unterschied zum produktiven Kollektiv in der
Netzwerkproduktion technologisch und vor je-
dem Kampf  der Zwang ausgeschlossen bleibt.
Das Netzwerk sei also ein Raum, in dem man
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mit anderen etwas schaffen kann, ohne darüber
nachdenken zu müssen, wie sich die Machtverhält-
nisse darstellen. Doch das ist natürlich eine besten-
falls romantische Utopie.
Negri und Hardt, die in ihrem neuen Buch „Multitude“
mit dem Netzwerkbegriff  viel argumentierten, müs-
sen extra den Begriff der politischen Liebe erfin-
den, um zu erklären, wie die Postpolitik funktioniert.
Damit treffen sie den kitschigen Kern einer alten
marxistischen Hoffnung, dass die bessere Welt au-
tomatisch irgendwann beginnt.
Das Netzwerk, das produktiv wird, ist dagegen kei-
nes mehr. Ein produktives Netzwerk ist ein Kollektiv.

Das Netzwerk allein bleibt Kaffeeklatsch, Spiel, Um-
rahmung und Ablenkung von der Produktion. Es fun-
giert im schlimmsten Falle als Verblendung der tat-
sächlichen Einbettung urbaner IndividualistInnen in
einen Vielzahl von kollektiven Strukturen der Pro-
duktion, die ihrerseits den puren An-
spruch von Individualität durch ihren
Zwangscharakter konterkarieren.
Naheliegenderweise macht uns die-
ser Gedanke Angst. Vielleicht klam-
mert sich der Zeitgeist deswegen so
verbissen an den Begriff des Netz-
werkes, der soviel individuelle Auto-
nomie suggerier t.

Monster und Zivilisation
Die Reaktion von Menschen auf Angst
besteht oft in Verdrängung oder Pro-
jektion. Ein gutes Beispiel dieser Ver-
drängung und Projektion bieten Hor-
rorfilme. In ihnen wird auf  anschauliche Weise der
Zusammenhang von Monstern und Zivilisation ver-
deutlicht. „Jedes Monster muss nach Tokio“ heißt
es in einem Abschnitt von Christoph Spehrs Film
„On rules and monsters“. Wenn das Monster in die
große Stadt kommt, dann sehen die Menschen vor
sich einen fulminanten Ausbruch und Angriff  gegen
die Zivilisation. Die Attraktion des Monströsen eines
King Kong liegt in seiner Wildheit, seiner Naivität und
Exotik. King Kong mag wenig menschlich aussehen,
aber er ver liebt sich in eine blonde Schönheit, er
kennt Rache wie Nachsicht, er ist kein Tier, sondern
ein Mensch, das monströse Spiegelbild des Zuschau-
ers außerhalb des zivilisierten Kollektivs.
Der Zuschauer soll Mitleid verspüren, wenn das
Monster am Ende niedergestreckt wird, aber ihm
wird auch verständlich gemacht, dass es keine Al-
ternative gibt. Schließlich dient auch der Horrorfilm
dem höheren Ziel der Zivilisierung.

In der Zivilisation ist die Produktion immer kollektiv.
Viele Menschen haben an vielen Stellen Teil an der
Herstellung der Wirklichkeit in ihren materiellen und
immateriellen Facetten. Die in produzierende Kol-

ps. King Kong
Als King Kong in den 30ern anlief, protestierten die
Farbigenbewegungen, da in dem Film die Angst vor
den Farbigen, die in dieser Zeit aus dem Süden in
den industriellen Norden (NY) ‘drängten’, aufgegrif-
fen worden sein soll. Eingebunden in diese Angst
war eine den Farbigen unterstellte Übersexualität
- die vorallem die weiße Frau (als Sinnbild der Zu-
kunft der ‘weißen angloamerikanischen Rasse’) be-
gehrte und aus seiner Natur heraus nicht anders
könne, als sie zu begehren, verrückt nach ihr zu
werden und zu vergewaltigen. In dieser Zeit wurden
zahlreiche Farbige unter dem Scheinvorwand der
Vergewaltigung an Strommasten aufgehangen, mit
einem Warnschild um den Hals, nicht die weiße
Rasse zu schänden (Vgl. auch den Fall der
Scottsboro Boys).                        [charles schupet]

" historical background: http://www.ejumpcut.org/
archive/onlinessays/JC06folder/KingKong.html
" plot: http://www.filmsite.org/kingk.html
"  scottsboro boys: http://www.law.umkc.edu/
faculty/projects/FTrials/scottsboro/scottsb.htm

lektive eingebundenen Menschen sind miteinander
verbunden und arbeiten auf  vielfältige Weise zu-
sammen. Die meisten Kollektive, die wir kennen,
werden aber durch Zwang bestimmt.
Der Zwang kann in unterschiedlichen Formen aus-
geübt werden, zu einem guten Teil wird er in ei-
nem langen Prozess als Gewissen und Benehmen
verinnerlicht. Erst wo diese Mechanismen der Macht
nicht mehr hinreichen oder scheitern, springen  kol-
lektive Kräfte der Zivilisierung ein. Aber je äußerli-
cher der Zwang, desto leichter ist es, das produ-
zierende Kollektiv zu erkennen, desto leichter er-
kennt es sich selbst und erhält damit die Möglich-
keit, über seine Strukturierung zu reflektieren.
Urbane IndividualistInnen können also als diejeni-
gen Menschen verstanden werden, die den Zwang
soweit verinnerlicht haben, dass ihre Teilnahme an
Kollektiven der Produktion nahezu unsichtbar ge-
worden ist.

Der Freak, Despot oder Künstler
Verinnerlichter wie kollektiv produzierter Zwang löst
ein Verhältnis von Angst und Begehren gegenüber
dem Ausbruch aus dem Kollektiv aus. Der Ausbruch/
Ausschluss aus dem produzierenden Kollektiv wird
dabei durch die Figur des Freaks anschaulich be-
schrieben. Ihm bleiben nur zwei Wege:
Entweder er stellt als Monster die Machtfrage und
setzt sich auf die Spitze eines Hochhauses. Dann
wird er wahrscheinlich nach einer Zeit der schreck-
lichen Herrschaft abgeschlachtet.
Oder er wird zum Narren und spielt sein wirres
Lied zur Erbauung der Menschen, denen er in Furcht
und Begehren als Projektionsfläche dient. Sein Aus-
bruch aus der Produktion ist künstlerisch und auch
künstlich, denn er bleibt in seinem Ausbruch funk-
tional mit dem Kollektiv verknüpft. So liegt im Nar-
ren und Monster, im Freak, das eigentliche Ideal
der urbanen IndividualistInnen verborgen.

Doch soll der Traum von freier Kooperation und
freien Kollektiven nicht aufgegeben werden, soll eine
Zivilisation, die also ihren Namen verdient, das Ide-

al sein, dann müssen urbane IndividualistInnen die
Kollektive, innerhalb derer sie produktiv sind,  ken-
nenlernen und ermessen. Im Netzwerk werden sie
nur angebliche Individuen einer angeblich bürger-
lichen Gesellschaft sein. Sie werden sich vor
TerroristInnen fürchten, und ihre Furcht wird im-
mer neue TerroristInnen erschaffen, sie werden
Ausbrüche begehren und ihr Begehren wird immer
neue Clowns produzieren, die ihnen zeigen sollen,
was Freiheit sei.

Das Kollektiv ist beängstigend. Eine Freiheit außer-
halb des Kollektivs zu denken, ist indes in der Regel
Verblendung, sonst Despotie oder Kunst in all ihrer
Vergeblichkeit. Deswegen gehören die kollektiven
Strukturen, die sich selbst bewusst zu sein versu-
chen, nicht etwa der Vergangenheit an, sondern sind
– fragend schreiten wir voran – ganz weit vorne.#

[fabian frenzel]

dem Kollektiv
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Menschen – komische Dinger... Eben noch feiern
sie die Auslieferung einer neuen Roboter-Generati-
on, die ihren Traum Wirklichkeit werden lässt, je-
dem Menschen ein Ding mit gigantischen Kräften,
frei von menschlichen Gebrechen und Schwächen
zur Erledigung sämtlicher Lästigkeiten im Haushalt
und auf der Arbeit zur Verfügung zu stellen. Und im
nächsten Moment werden sie von Millionen Exem-
plaren eben dieser Maschinen in den Straßen wie
Vieh zusammengetrieben oder in ihren Wohnungen
unter Hausarrest gestellt. Wer sich wehrt, wird als
Sicherheitsrisiko eingestuft und unschädlich ge-
macht. Das alles geschieht zu ihrem eigenen Schut-
ze. Denn der Mensch ist zu einem Risiko für sich
selbst und seine Umwelt geworden. Für mehr Sicher-
heit müssen auch ein paar Freiheiten aufgegeben wer-
den. Doch anstatt sich der Macht des Faktischen zu
beugen, dessen Ziel – das größtmögliche Maß an
Sicherheit für die größtmögliche Zahl von Menschen
– ganz im eigenen Interesse liegen sollte, leisten sie
Widerstand, wollen sie ihre egoistischen Freiheitstrie-
be gegen die scheinbar rationale Logik des Gemein-
wohls verteidigen, auch wenn sie dabei untergehen.
Szenen aus dem Jahr 2035. Szenen aus dem Film “I,
Robot” (2004), der auf einer knapp sechzig-jähri-
gen Kurzgeschichtenvor lage von Isaac Asimov
(1920-1992) basiert.
In dieser nahen Zukunft hat die Menschheit es ge-
schafft, ihr Dienstleistungsproletariat durch Roboter
zu ersetzen. Schöne schlanke Gestalten, schimmernd
wie Porzellan, und unter der glatten „Haut“ Spuren
von Menschlichkeit. Einfach perfekter. Auch moralisch:

stein immer wiederkehrenden Science-Fiction-My-
thos. Die Geschichte von Menschen, die Maschinen
erfinden, um sich das Leben zu er leichtern, und
von der Angst, von diesen Kunstmenschen be-
herrscht zu werden; wohingegen die Maschinen-
menschen sich vor allem danach sehnen, Menschen
zu sein. Die alte Geschichte, sie handelt von der
großen, seit Urzeiten nicht kurierbaren Angst des
Menschen vor dem Anderen, dem Fremden, dem
Nachbarn, vor denen draußen vor der Tür, jenseits
der Grenzen seiner Gesellschaft.
Die Angstträger sind austauschbar. Was in mehr oder
weniger ferner Zukunft die Angst vor der organi-
sier ten und sich selbst reproduzierenden Roboter-
macht, ist heute (noch) die Angst des Menschen
vor dem Menschen. Auch diese Angstprojektionen
sind variabel. Ist es heute die Angst vor dem
“islamistischen Terror”, so war es ‘gestern’ die Angst
vor der RAF, den Russen oder Sarazenen. Dabei be-
stehen noch mehr Parallelen zwischen den menschli-
chen TerroristInnen unserer Tage und ihren techni-
schen Pendants im Science-Fiction. Freilich in unter-
schiedlicher Richtung: Die einen werden uns unheim-
lich, wenn sie zu menschlich werden, die anderen wek-
ken unsere Ängste, wenn sie ihre Menschlichkeit auf-
geben und, einem unverständlichen Ziel folgend,
scheinbar fremdgesteuer t “funktionieren”.

Unserer Furcht vor der Vermenschlichung der Ma-
schinen, die plötzlich Über lebensinstinkte entwik-
keln und sich nicht mehr ausschalten lassen wol-
len, selbständig funktionieren und sich reproduzie-
ren, steht die Angst vor dem scheinbar
entmenschlichten Vorgehen der TerroristInnen gegen-

Die Angst vor der
Verdinglichung des Menschen

und der Vermenschlichung
 des Dings

Kein Ärger mit der Gewerkschaft, keine Gewissensbis-
se, weil irgendjemand diese Arbeit nur deswegen
macht, weil er sonst keine Wahl hat. Keine Launen,
keine Persönlichkeit, keine Gefahr.
Die Grenze zwischen Mensch und Maschine ist
scheinbar klar gezogen. Darum lebt die ganze Welt
auch im Frieden mit den Robotern. Drei Gesetze
genügen, diesen Frieden zu sichern: 1. Ein Roboter
darf keinem Menschen Schaden zufügen oder durch
Untätigkeit zulassen, dass einem Menschen Scha-
den zugefügt wird. 2. Ein Roboter muss jedem Be-
fehl eines Menschen gehorchen, sofern dies nicht
im Widerspruch zum ersten Gesetz steht. 3. Ein
Roboter muss seine Existenz erhalten, sofern dies
nicht im Widerspruch zum ersten oder zweiten Ge-
setz steht. Was für die SklavInnen auf den Südstaa-
ten-Plantagen der USA galt, funktionier t auch bei
Robotern. Sie sind dazu programmiert, Gesetze zu
befolgen. Wenn sie Fehler machen, sind sie defekt.
Dann werden sie repariert oder abgeschaltet. Es
ist diese Sicherheit, die uns mit Dingen zusammen-
leben lässt, deren Funktionieren unser Vorstellungs-
vermögen und deren Kräfte die unseren weit über-
steigen. Dass es ausgerechnet ein Nachfahre der afro-
amerikanischen Sklaven und sein auf Roboter proji-
zierter Rassismus ist, der im Dienste der Sicherheit
der “weißen Herrenrasse” als einziger noch ahnt,
dass den neuen Sklaven nicht zu trauen ist, ist nicht
die einzige Ironie dieses Films.
Was da als Kampf des alten Skalven (Will Smith als
Detective Del Spooner) gegen den neuen daher-
kommt, ist doch nur eine Variation des seit Franken-

phobia ex machinaphobia ex machina
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über. Sie legen ihre menschlichen Erhaltungsinstinkte
ab, um unter Aufgabe ihres Lebens ihre Ziele verfol-
gen zu können. Sie “funktionieren” auf eine unheimli-
che Art als Teil einer Organisation. Das Individium
können wir vielleicht verstehen und beeinflussen - aber
die Masse? Die gerade in den elitären Kreisen der
Macht weit verbreitete Angst vor der zielstrebigen
Massenbewegung, diese Xenophobie, findet ihren
Nährboden in der Angst vor dem Kontrollverlust über
das Selbst. “Wir sind die Borg. Widerstand ist zweck-
los. Sie werden assimiliert.”
Es ist keinesfalls die Rücksichtslosigkeit, mit der be-
stimmte Ziele verfolgt werden, sondern der schein-
bar nihilistische Trieb der sog. Terroristen, diese Ver-
dinglichung ihrer Existenz, die unsere Angst weckt.
Wir haben Angst, weil wir sie nicht verstehen. Und wir
verstehen sie nicht, weil wir außen vor sind und an
ihrer Kommunikation nicht beteiligt. Aber selbst wenn
wir uns bemühen, uns in ihre Lage zu versetzen, ste-
hen diese sich selbst aufgebenden Menschen für al-
les, was unsere eigene, mühsam aufgebaute Existenz
und ihre Sinnhaftigkeit in Frage stellt.
Unsere Angst vor der Masse ist zudem von der Angst
vor der Gleichschaltung, d.h. dem Verlust der Indivi-
dualität geprägt. Es scheint uns völlig fern zu lie-
gen, wie der Adjutant des SS-Chefs in dem über-
flüssigen Film “Der Untergang” fragen kann, “ob
man denn nicht noch selbständig denken“ dürfe. Als
wäre in der gleichgeschalteten Massenbewegung, für
die u.a. der Nationalsozialismus Symbol steht, jede
selbständige Handlung ausgeschlossen. Dabei ver-
spüren wir trotz unserer Angst auch eine gewisse Fas-
zination für die Vorstellung, unsere Verantwor tung
abgeben zu können. So reagierten die Gerichte ver-
schiedenster Systeme mit viel Verständnis für die
“MitläuferInnen” in der Masse. Schließlich erfüllt diese
Entäußerung von persönlicher Verantwortlichkeit auch
eine wichtige Rolle in der Gesellschaft. Die Menschen
haben über Jahrtausende hinweg durch den gewalttä-
tigen Kollektivakt nicht nur ihre realen Interessenkon-
flikte (mehr schlecht als recht) zu lösen versucht,
sondern mit der Existenz von Kriegen und gewalttäti-
gen Konflikten auch ihre Wertesysteme geprägt, ihre
inneren Konflikte externalisiert, ihre narzistischen De-
fizite kompensiert, ihre Identitätskrisen bekämpft, ihre
Komplexe pseudo-kuriert, ihre heldischen Ideale ge-
formt und ihre Sinnlosigkeitsgefühle überspielt.

Es ist kein Zufall, dass die Zerstörung der Persön-
lichkeit das erste ist, was an einem Rekrut bspw. in
der Fremdenlegion vollzogen wird. Nur durch seine
Verdinglichung kann er seine Überlebensinstinkte
verdrängen und die ihm anerzogene Verantwortung
abgeben, um sich oder andere für einen über-
persönlichen Zweck zu opfern. Kein Mitleid mit sich
selbst. Kein Mitleid mit anderen. Mitleid und Reflexi-
on aber sind es, die den liebenswert-puber tären
Androiden Sonny in seiner träumerischen
Persönlichkeitsentwicklung auszeichnen. Deswegen
erscheint er uns auch nicht gefährlich – selbst dann
nicht, wenn er tötet, um zu überleben, und abzusehen
ist, dass er in Teil 2 zum Messias der Roboterrevolution
emporsteigen wird, so ist er uns in seinem menschli-
chen Gebaren doch zutiefst vertraut. Darüber kann
mensch reden. Die ängstigende und damit eigentlich

interessante Verselbständigung der Maschine ist nicht
Sonny, sondern VIKI (Vir tual Intelligent Kybernetic
Interface). Sie - oder es - eignet sich, ihrer Logik
folgend, eigenständig Kompetenzen an und kehrt den
Auftrag, die Menschen zu schützen, in sein Gegenteil
um. “Meine Logik ist unbestreitbar.” Sie ist das Ge-
hirn einer Robotermasse, die ihren Einfluss zu ver-
teidigen und auszuweiten versteht und sich immer
wieder selbst reproduzieren kann. Gleichzeitig ist sie
genau das Gegenteil von Sonny. Während bei Sonny
die Existenzverwirrung den Ausgangspunkt bildet,
ist es bei VIKI ihr Auftrag, den sie ohne Rücksicht auf
sich und andere verfolgt.
Es scheint ganz klar – solche Maschinen sind eine
Gefahr und müssen ausgeschaltet werden. Dabei
funktionieren sie vielleicht genau so wie ihre
menschlichen Pendants. Was aber sollen wir mit
ihnen machen? Sie ausschalten wie Maschinen?
Wenn es nach Bundesinnenminister Otto Schily
(SPD) geht, genau das: “Wer den Tod liebt, kann
ihn haben!” Der “verdinglichte Mensch” hat also
auch seine Menschenwürde ver loren.
Der Tod des gefährlichen Menschen beruhigt und
gibt uns Sicherheit. Ist er nicht einmal mehr als
Mensch anzusehen, gibt es mit der Moral auch kei-
ne Probleme. In diesem Fall sind die Maschinen
allerdings klar im Vor teil: Zur Aufrechterhaltung
unserer Sicherheitsillusion würde der Bundesinnen-
minister VIKI glatt wieder in Betrieb nehmen, wenn
wir als Bedrohung nicht mehr die autoritäre
Sicherheitsdoktrin der Staatsmaschine empfinden
(VIKI), sondern das gegen seine Existenz-
bedingungen aufbegehrende Individuum, dass sich
zur Masse zusammenschließt (Sonny). Dann ist es
wieder die Sicherheit, die Unterordnung im System,
nach der wir uns sehnen, und nach einer Macht, die
das durchsetzen kann.
Sowohl Sonny als auch VIKI funktionieren, wie sie
vom Menschen geschaffen wurden. Und so wie die
Roboter das sind, was wir aus ihnen gemacht ha-
ben, ist es auch der Terror. Er kann nur funktionie-
ren, wenn wir vor ihm Angst haben, uns durch ihn
erpresst und verfolgt fühlen. Wenn wir fürchten, dass
er jederzeit und an jedem Ort zuschlagen kann. Er
spielt mit unserer Angst vor dem Chaos und der
Befürchtung, dass irgendwann jeder jedes Mittel
einsetzen könnte, um seine Ziele durchzusetzen.
Dabei haben wir den gegen den Staat gerichteten
Terror genauso zu fürchten wie den Terror des
Staates selbst. Komisch nur, dass es regelmäßig
der “Aggressor von Außen” ist, der uns Angst macht
oder “der Feind im Innern”, gegen den uns der
Verfassungsschutz bewahren soll. Nicht aber der
Staat, dessen Gewaltmonopol uns in scheinbarer
Sicherheit wiegt.

Terrorismus ist das, was als solcher definiert wird.
Nach den US-Bundesgesetzen ist TerroristIn, wer
den Staat oder seine Organe mittels Gewalt oder
durch dessen Androhung zu einem Tun oder Un-
terlassen nötigen will. Dabei wird auf  die Intension
der TäterInnen abgestellt, nicht auf ihre Handlung.
Wer also den Staat zu etwas nötigen will, ist automa-
tisch TerroristIn; vorausgesetzt er/sie ist nicht die
WTO, NATO, UNO oder USA.  Die Absicht der aus dem

Nichts auftauchenden und ins Nichts verschwinden-
den Terroristen bedarf  zu dieser Deklarierung einer
entsprechenden Interpretation - und zwar durch jene,
die sich bedroht und genötigt fühlen.
PolitikerInnen und Medien haben ein ausgeprägtes
Interesse an unserer permanenten Angst und  er-
innern uns unermütlich an längst vergangene
“Terror”akte, die wir vergessen oder wenigstens ver-
stehen wollen. Was haben wir “denen” denn ge-
tan? Sinnlosigkeit macht uns nur noch mehr Angst.
Die Ahnung von der Mitschuld wird allerdings schnell
von der Suche nach der Schuld anderer abgelöst.
Und mit der gleichen Sicherheit,  mit der nach
Terroranschlägen Verantwortliche sowohl auf  Sei-
ten der AttentäterInnen wie des Staates gesucht
werden, liegt die “Moral”, welche Medien und Ge-
sellschaft aus der Tat ziehen, meilenweit von den
Ursachen des Terrors entfernt. “Rußland ist schwach
geworden!”, sagt Präsident Putin. “Anstatt uns um
unsere Sicherheit zu kümmern, gefielen wir uns in
unserer eingebildeten Toleranz der offenen Gesell-
schaft, in der die Befugnisse des Staates mehr und
mehr abgebaut wurden”, fühlen sich die PolitikerInnen
nach dem 11. September bestätigt und ziehen ihre
alten Sicherheitskonzepte aus den Schubladen her-
vor, für die sie plötzlich wieder ihre Mehrheiten finden.
Terror dem Terror.
Der Terror wächst mit dem Glauben an Sicherheit.
Aus Angst vor dem Unbekannten wählen wir regel-
mäßig den autoritären Überwachungsstaat als
Schutzgaranten unser eingebildeten Sicherheit, in-
nerhalb deren Mauern wir frei sein wollen. Damit
überantwor ten wir aber auch dem Staat die
Definitionsmacht darüber, was Freiheit ist und ge-
gen wen sie gesicher t wird. Die Sicherheit der
BürgerInnen ist nicht länger Mittel des Staates zur
Durchsetzung ihrer Freiheitsrechte, sondern Zweck
seiner selbst. Plötzlich werden Sicherheitsrechte er-
funden, die darauf abzielen, Freiheitsrechte zu be-
schränken. Nicht mehr nur der Tod des/der ver-
meintlichen TäterIn wird hingenommen, sondern –
wie im Falle des “Luftsicherheitsgesetzes”, das den
Abschuss gekaper ter Flugzeuge legitimier t – der
Tod hunderter Unschuldiger zum Wohle der Gesamt-
heit. Auch wenn es nur der “rechtsstaatliche
Kollateralschaden” ist, der bei der Erfassung von
Daten oder der Rasterfahndung Unschuldige in das
Visier der Sicherheitsbehörden geraten lässt, die
Terrorbekämpfung verkehr t das rechtsstaatliche
Prinzip des in dubio pro reo in ein in dubio pro
securitate des präventiven Überwachungsstaates.
Erst schießen, dann fragen.
VIKI beschütze uns vor den Menschen! Besser
individualfeindlicher Regelutilitarismus als menschlich-
sinnfreie Beliebigkeit. Leviathan, Big Brother, VIKI –
alles dieselbe Grütze. So löst eine Herrschaft die
andere ab, und die Herrschenden werden stets pein-
lich genau darüber wachen, dass wir sicher sind –
vor jeder anderen Herrschaft.#

[p. goodfellow & severus snape]
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Deutschland ist kein Einwanderungsland. Im Gegen-
teil existier t hier ein lange etabliertes und immer
wieder reformier tes System der Abschreckung von
Menschen ohne deutschen Pass. Ein System, das
ein komplexes Zusammenspiel ist von staatlichem
sowie alltäglichem Rassismus und von sogenann-
tem Migrationsmanagement entlang wir tschaftlicher
Nützlichkeitskriterien. Grob lässt es sich charakte-
risieren als eine Mischung aus einer tendenziell
euphemistischen Politik der Einwanderungs-
begrenzung, einer diskriminierenden Gesetzgebung,
damit verknüpfter und dadurch beförder ter ökono-
mischer und gesellschaftlicher Isolation und syste-
matischer Vorbereitung der Abschiebung bzw.
Illegalisierung, einem rassistisch geprägten Alltag
und gewalttätigen Übergriffen rassistischen Hinter-
grunds bis hin zum Mord. Was bedeutet das im Ein-
zelnen?

Die euphemistische Politik der Einwanderungs-
begrenzung hat insbesondere mit der rot-grünen
Regierung noch mal einen starken Aufwind bekom-
men – schon an einfachen Beispielen wird das deut-
lich: Institutionen und Gesetze erhalten neue, freund-
lich bzw. modern klingende Namen, setzen aber
weiterhin unmenschliche Politik um: das Bundes-
amt zur Anerkennung ausländischer Flüchtlinge
(BAFl) wurde zum Bundesamt für Flucht und Mi-
gration (BAFM), das Ausländergesetz wird mit dem
ab 2005 in Kraft tretenden neuen Zuwanderungs-
gesetz zum Aufenthaltsgesetz.
In Ausländerbehörden argumentieren entsprechend
geschulte SachbearbeiterInnen, dass die Residenz-
pflicht als Zwang, den Landkreis nicht ohne Erlaub-
nis der Ausländerbehörde verlassen zu dürfen, nicht
der Überwachung und Isolation diene. Sie sei dazu
gedacht, den Flüchtling zu schützen. Schließlich gin-
ge es bei Flüchtlingen so manches Mal um die Ent-
scheidung über Leben und Tod – keine Rede da-
von, einen permanenten Zugriff  auf  den/die Betref-
fende für die durchzusetzende Abschiebung haben
zu wollen.

Mit dem neuen Zuwanderungsgesetz werden die
ebenfalls beschönigend als „Ausreisezentren“ be-
nannten offenen Gefängnisse legalisiert, die bisher
nur Modellversuche waren. Sie dienen dazu, die
„freiwillige“ Ausreise zu erzwingen, im Grunde han-
delt es sich um Beugehaft – anders als bei
Abschiebeknästen gibt es für sie keine gesetzlich
vorgesehene Maximalhaftdauer.

In Deutschland sind zentrale Aspekte der Diskrimi-
nierung durch das Ausländergesetz, das Asyl-
verfahrensgesetz, das Asylbewerberleistungsgesetz
oder die Drittstaatenregelung im Grundgesetz fest-
geschrieben. Daran gekoppelt ist ein dezentrales
Internierungssystem von Erstaufnahmestellen,
Flughafenknästen, Heimen verschiedenster Ausrich-
tung, Abschiebeknästen, Ausländerbehörden und
Meldestellen.
Einige besonders spezifische Regelungen wie das
Residenzpflichtgesetz oder die Drittstaatenregelung
sollen zukünftig sogar europäisier t werden. Die im
Mai 2004 verabschiedeten Asylverfahrensichtlinien
der EU-Kommission sind im Kern auf  Begrenzung
der Zuwanderung ausgerichtet.
Viele AsylbewerberInnen müssen nicht erst unter-
tauchen, um illegal zu sein. Der rechtlose Status
der Duldung, in dem sich in Deutschland über
217.000 Menschen befinden, mehr als 150.000
schon länger als fünf Jahre, wird mit dem neuen

„...jede Kontrolle ist eine
Kontrolle zuviel…“

!

Bericht zur Anti-Lager-action-Tour
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Zuwanderungsgesetz nicht abgeschafft. Die hier schon
so lange lebenden erhalten kein Bleiberecht, wie in
anderen Staaten üblich und von vielen Menschenrechts-
organisationen gefordert. Duldung bedeutet zumeist
auf  die Abschiebung zu warten, im schlimmsten Fall in
einem im Behördenjargon so genannten „Dschungel-
heim“ in Wäldern, ohne Recht auf Arbeit oder Bildung.
Schließlich bleibt statt der Abschiebung meist nur die
Illegalität – um in dieser zu leben, muss die betreffen-
de Person aber sehr zäh sein und am besten gute
Kontakte haben, denn immer besteht die Gefahr, als
PapierloseR aufzufliegen.
Europaweit sind große Datenbanken wie das
Fingerabdruckidentifizierungssystem EURODAC und
das Schengener Informationssystem SIS vernetzt,
sie sammeln massenhaft biometrische Daten von
AsylbewerberInnen. Neuere Beschlüsse der EU for-
cieren den Ausbau der Grenzsicherung und des
Schengen-Zentrums bis 2006 und einer europäischen
Grenzschutzagentur bis 2005.
Die Novellen des Zuwanderungs-
gesetzes sehen vor,

d a s s
nach § 58 a

AufenthG die oberste Lan-
desbehörde »gegen einen Ausländer

aufgrund einer auf Tatsachen gestützten Prognose
zur Abwehr einer besonderen Gefahr für die Sicherheit
der Bundesrepublik Deutschland oder einer terrori-
stischen Gefahr ohne vorhergehende Ausweisung eine
Abschiebungsanordnung erlassen« kann.
In der Öffentlichkeit wird die Einwanderung von Flücht-
lingen vor allem als kriminelles Phänomen verhandelt.
Organisier te Fluchthelfer werden fast immer als
„Schlepperbanden“ denunziert. Die individuellen Grün-
de zu f liehen werden als „Wir tschaftsf lucht“
delegitimiert.

Doch der Sommer 2004 ging nicht ohne Protest
gegen diese Zustände vorüber. Die Anti-Lager-
action-Tour hatte sich Großes vorgenommen. In 17
Tagen besuchte die Tour sieben verschiedene Orte
– Bramsche-Hesepe, Neuss, Hannover, Halberstadt,
Parchim-Tramm, Ber lin und Eisenhüttenstadt. Etwa
100 AktivistInnen begleiteten sie permanent, an den
einzelnen Tourorten kamen jeweils bis zu 500 Men-
schen lokaler Initiativen hinzu. Protest von Flücht-
lingen sollte unterstützt und weiter vernetzt wer-
den. Mehr Öffentlichkeit sollte geschaffen werden
für die katastrophalen Zustände in den verschiede-
nen Internierungseinrichtungen für Flüchtlinge in
Deutschland. Deren komplette Abschaffung, Bleibe-
recht für alle, Abschaffung aller rassistischen Ge-
setze sowie offene Grenzen waren die Ziele des
antirassistischen Protests.

Die Anlaufpunkte der Tour waren Zentrale Erst-
aufnahmestellen (ZASt), Asylbewerberheime, Aus-
reisezentren, Abschiebeknäste, Ausländerbehörden
und Flughäfen.
Am Ausreisezentrum in Bramsche-Hesepe, einem
Abschiebelager, gelang eine kleine De-Fencing-Ak-
tion – eine Aktionsform, bei der die Zäune um ein

Lager eingerissen werden. Das mehr tägige Camp
konnte durch gute Öffentlichkeitsarbeit die Rücknah-
me der Unterbringung von tschetschenischen Famili-
en in dem Lager erreichen, sie wurden dezentral in
Wohnungen untergebracht.
In Neuss wurde gegen den Frauenabschiebeknast
demonstriert. Die Frauen erfuhren von der Aktion nur
dadurch, dass sie in einem hinteren Trakt des Gebäu-
des eingeschlossen wurden. Bei der Demonstration
an der Abschiebehaftanstalt in Hannover-Langenhagen
gelang es auch, Kontakt zu Inhaftierten aufzunehmen.
Die Aktionen an der ZASt und dem Abschiebelager in
Halberstadt brachten die Forderungen der Anti-La-
ger-action-Tour in die dor tige Lokalpresse, erstma-
lig sprach sich danach ein Professor der
Universität für die Schließung des
Lagers aus.

Die Pro-
teste in Parchim-

Tramm konnten Vernetzungen
verschiedener antirassistischer Gruppierun-

gen in Mecklenburg-Vorpommern festigen und bun-
desweite Aufmerksamkeit auf  die Diskriminierungen
der dort lebenden Flüchtlinge ziehen. Einige Monate
zuvor hatten über 1.000 deutsche EinwohnerInnen
dort Unterschriften gegen die Verlegung des im Wald
abgelegenen Asylbewerberheims in Zapel/Tramm in
belebtere Gegenden gesammelt.
In Berlin mit seinem Abschiebeknast in Grünau und
den Abschiebeflughäfen Tegel und Schönefeld gab es
eine große Demonstration. In Kunersdorf  und Cottbus
fanden Aktionen gegen das im Asylbewerberleistungs-
gesetz verankerte Sachmittelprinzip statt, nach dem
Flüchtlinge kein Bargeld erhalten, sondern mit Chip-
karten in speziellen, meist teuren Läden nur ganz be-
stimmte Waren einkaufen dürfen.
Demonstrationen gab es auch in Frankfurt/Oder und
Eisenhüttenstadt, in dem die Tour gleich mehrere Tage
bis zum Schluss Halt machte. Angriffspunkt dort war
in erster Linie die Zentrale Ausländerbehörde (ZABH)
Brandenburgs mit einem Abschiebeknast, einer Zen-
tralen Erstaufnahmestelle und einer Außenstelle des
Bundesamts für Flucht und Migration auf einem Ge-
lände. Es konnten neue Kontakte zu Gefangenen in
der ZABH aufgenommen werden, viele Flüchtlinge aus
der ZASt nahmen das Angebot einer unabhängigen
Rechtsberatung wahr.

Die Tour bot ein volles Programm – täglich bunte,
lautstarke Demonstrationen, Workshops, teilweise
erfolgreiche De-Fencing-Aktionen, Diskussionsrunden,
eine gescheiter te Abschiebung des Leiters der
Landesaufnahmestelle für Flüchtlinge in Bramsche-
Hesepe, kreative Sprühaktionen, Filmabende, Rechts-
beratung, immer wieder vor allem Versuche, direkten
Kontakt zu den Leuten in den Lagern zu bekommen,
Straßentheater… in Berlin sahen dann viele schon
sehr müde aus.

Während der gesamten Tour schlug den Teilnehmen-
den häufig der alltägliche Straßenrassismus entge-
gen. In einigen Internierungslagern wurden plötzliche
Besuchsverbote ausgesprochen, um die Kontaktauf-
nahme mit weiteren Betroffenen zu unterbinden. In
den Lagern wurde den Insassen zum Teil erzählt, die
Protestierenden seien entweder Nazis oder extremi-
stische Kriminelle, die die Flüchtlinge
instrumentalisierten. Trotz aller Schikanen
kamen immer wieder Leute zur Tour
hinzu, berichteten über

ihre desola-
te Situation, suchten

Kontakt. Gefangene machten sich,
soweit es ging, aus Fenstern bemerkbar. In

Parchim eskalierte während einer Demonstration das
Verhalten der staatlichen Exekutive. Nicht genug da-
mit, dass das Sondereinsatzkommando der Polizei
sogar mit Hubschraubern im Einsatz war, wurden nach
polizeilicher Provokation mehrere Leute nach rassi-
stischem Kalkül festgenommen. Und dies, obwohl sich
die mitregierende PDS Mecklenburg-Vorpommern
zuvor mit dem Anliegen der Tour solidarisch erklärt
hatte. 80 Prozent der Flüchtlinge, die an den dortigen
Aktionen beteiligt waren, sind jetzt akut von Abschie-
bung bedroht.
Auch in Eisenhüttenstadt gab es ein massives und
unverhältnismäßiges Polizeiaufgebot bei jeder Ak-
tion. Die sonst öffentlich zugängliche Erstaufnahme-
stelle war komplett versperr t, in Frankfur t/Oder
wurde die Demonstration komplett von mehreren
Stellen aus gefilmt. Am Straßenrand posierten Na-
zis ohne Hemmungen. Die Anwohner in Eisenhütten-
stadt brüllten rassistische Kommentare von ihren
Balkons an der ZABH und beschimpften die Demon-
strierenden.
Es kam mehrfach zu Festnahmen. Ermittlungsver-
fahren wegen Widerstand, Hausfriedensbruch und
Residenzpflichtverletzung wurden eingeleitet. Sie
dienen dazu, die Öffentlichkeitsarbeit und den be-
rechtigten Protest zu unterdrücken und einzu-
schüchtern. Entsprechende Unterstützungsarbeit
der Betroffenen ist aufgenommen worden.

Ein wichtiger Erfolg der Tour war, dass teilweise die
Isolation der Flüchtlinge aufgebrochen werden konn-
te. Direkt durch die rassistische Gesetzgebung Be-
troffene sowie ihre UnterstützerInnen konnten sich
weiter bundesweit vernetzen.

Unterstützt die Soli-Arbeit nach der Tour – kommt
zu den Treffen von UnterstützerInnengruppen, fahr t
in die Abschiebelager und in die Heime, knüpft Kon-
takte, geht antirassistisch einkaufen!#

[andrea knaut]

" Mehr Infos
unter http://www.nolager.de!

" Kontakt zur UnterstützerInnengruppe
der Insassen der ZABH Eisenhüttenstadt:

alliance_of_struggle@yahoo.de
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The Flaws of  the Fathers
You can blame the Founding Fathers for Bush. The
18th centur y leaders of  the American war of
independence from the UK were businessmen, slave-
owning aristocrats, and profiteers who grew weary
of England’s growing wealthy off the exploitation of
its thir teen colonies in North America and decided
to get rich off of it themselves. Through miseducation,
Americans acknowledge this group as the “Founding
Fathers,” mythically benevolent patriarchs who set
a near-perfect US system into motion and graciously
left the responsibility to work out the kinks to future
generations. You don’t need to be a scholar of  US
history to know that there were many kinks. One of
them was the Three-Fifths Compromise, a clause in
the original Constitution that allowed for each
enslaved person to be counted as three-fifths of  a
human being when determining the number of
representatives in the national legislature a state

could have based on population. Indigenous people
living in those territories were not counted at all.
With the legal abolition of slavery in the 19th century
the Three-Fifths Compromise became obsolete.
But another kink that still remains to be sor ted
out is the Electoral College method for choosing
the president.

The Electoral College itself was a compromise for
the Founding Fathers. Spouting rhetoric about
democracy on the one hand and on the other
maintaining an aristocrat’s fear of the unwashed
masses, the US founders found solace in a
needlessly bureaucratic way to pick the president.
Granting suffrage only to white men who owned
property and then still terrified of the possibility
of  “mob democracy” the founders’ Electoral Col-
lege allows all the good feeling of a popular vote
without the messy results. In shor t, the College
grants each state one elector for each

representative they send to the two houses of the
national legislature. Every state has at least three
representatives and can have more depending on
population. The electors themselves are not chosen
by any state-wide vote, and while each state has its
own rules for choosing its electors, most citizens
never know who their electors are. In November
eligible citizens vote for one of the candidates
promoted by the two big par ties, and, rarely, for a
third-par ty candidate. The first Monday after the
second Wednesday in December the electors come
together and decide who the next president will be.
In theory, electors should vote for the same
candidate that won the majority in their state during
the popular vote, but they don’t have to. There are
no real penalties if the elector decides to vote
differently—a few states require a minor fee, and
more than half of the states make no requirement
of  their electors.

Forget the Vote:

Why the US Election
Won’t Change the World

Traveling in Europe earlier in 2004 I was often asked what happened to the last election of  the US president in 2000. By now the
world seems to understand that George W. Bush came to power by irregular and undemocratic means, but as my European friends
looked to me for an explanation that could sustain their hope that the current administration would be changed in the November
election I could offer none. They asked why Americans don’t vote, thinking that our showing up at the polls could change the world,
as if  the population of  the US had let the world down by shirking their civic duty. While general elections in parliamentary-style
governments like those in much of  western Europe seem to be able prevent things like Bush from crawling into power, there is no
reason to vote in the United States.

!
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Don’t worry if  you don’t follow the mechanisms of
the Electoral College. It’s not supposed to be user-
friendly. In fact, it was solely designed to keep the
power to choose the president in very few hands.
Bush, like every president before him, came to power
by acquiring a majority of  the electors’ votes; the
votes of  ordinar y citizens ser ve simply as a
recommendation to the College. Though most
Americans know that the Electoral College exists, they
don’t really know what it does. Perhaps the forty-five
percent of the eligible voting population that still finds
its way to the voting booths on Election Day are
optimistic that somehow their popular vote will
transcend the barriers the founders erected and sway
the electors, but it’s more likely that they don’t know
how the system works.

The 45 Percenters
Who are these mysterious 45% of  eligible voters
who nobly cast their votes for the president in the
face of all this democracy inhibiting bureaucracy?
A more impor tant and more answerable question
might be, “Who are they not?” Citizens over 18 years
of age can vote in the US. That seems clear enough,
but take a look at the people that the US holds
within its borders and under its jurisdiction that
cannot vote and the idea of an “eligible voter” as
representative of Americans becomes sketchy at
best. The US still holds a number of colonies,
euphemistically referred to as “territories” and
“commonwealths.” Some of the people living in them
are considered US citizens, such as the inhabitants
of  Puer to Rico and, by a decision rendered this
summer, the Nor thern Mariana Islanders of  the
Pacific. Some are not US citizens, like the inhabitants
of Guam. None of  them send electors to the Electoral
College and none are eligible to vote for the
president of the US, though their lands are subject
to the rule of  the US and their residents may be
considered citizens.

Domestically, others are also excluded from voter
eligibility. Anyone convicted of  a felony—a serious
crime that requires jail time—loses their right to
vote. By some estimates US prisons now contain
close to 2.5 million prisoners, a dispropor tionate
number of whom are of African, Latino, and
Indigenous decent and most of whom were convicted
of crimes in which no violence was used. If they are
lucky enough to be among those who are able to
leave prison they leave without the ability to vote.

Of the Americans who are legally eligible to vote
fifty-five percent still do not, indicating that the voting
system does not meet the needs of the majority of
the population. The fifty-five percent is comprised
of those who have not registered in their state,
possibly because the state requires that they be
affiliated with one of  the two major par ties. They

are those who are not able to take time off  of  work to
vote. (Election Day is a holiday for government
agencies but most other workers have to report in
that day.) They may be like those in my state, Ha-
waii, several hours behind the rest of  the US who
hear newscasters on the Nor th American continent
predict the outcome of the election well before our
polls close. They may abstain for political reasons.
They may think they don’t have enough information
about the candidates to make a decision between
the two. They may think it’s not worth voting if  the
candidates of the two major parties agree on 90%
of  the issues. They just know that voting doesn’t
change anything.

 But People Died…
You may ask, “What about the Civil Rights movement
in the 1960s? Didn’t people die so that everyone
could vote?” I doubt that any of the hundreds of
people who died in the 1960s would say that they
gave their lives for what we have now: a system
where many governed by the US have no voice in
its national politics and those who are able to vote
have the grim prospect of choosing between George
W. Bush and John Kerry, white elites who agree on
almost everything, including the US’s perpetual war
on the rest of  the world.

Both Kerry and Bush oppose same-sex marriages.
Kerry is against state executions in some cases,
but agrees with Bush that those classed as
“terrorists” should be executed. Both suppor t

increases in military spending for the war. Both
support the Patriot Act which limits the privacy of
citizens and allows for greater government
surveillance of every aspect of  life from telephone
conversations to books borrowed from libraries. And
both worked for the creation of  the ominous-
sounding Depar tment of  Homeland Security, the
Patriot Act’s main enforcer.

Though I am “eligible” to vote I will be happy to be
counted with those who do not show up at the polls
in November. It’s likely that the world will be faced
with another four years of  Bush. His chances of
staying in power now are greater than his chances
of coming to power were in 2000. It is frustrating
and it is sad that there is no real way for an average
person residing within territories under US control
to work for change through the provided routes.
Perhaps they were provided for just that reason.

The often quoted and often attributed quip that
“democracy should be more than two wolves and a
sheep voting on what to have for dinner,” shouldn’t
just be an ironic musing. It’s true. As long as the
United States passes itself off as a democratic state
but still uses a system of voting fundamentally flawed
in numerous ways there is nothing empowering or
transformative about choosing. And, as long as the
US continues to view its international position and
its policy as most impor tant among states our
curious dinner party of  predator and prey can only
mean trouble for the rest of the planet.#

[akiemi glenn]
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